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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Im Juni musste in Graubünden der 120-köpfige Grosse Rat neu bestellt werden. Im
Südostschweizer Kanton wurde weiterhin im Majorzsystem gewählt, wobei sich dies in
einer stattlichen Zahl von 39 Wahlkreisen abspielte. Auf eine erneute Beschwerde
gegen das Mehrheitswahlrecht – eingereicht im September 2017 – war das
Verwaltungsgericht des Kantons aufgrund einer Formalie gar nicht erst eingegangen.
Das der Kleinräumigkeit geschuldete spezifische Bündner Wahlsystem hatte zur Folge,
dass erdrutschartige Verschiebungen im Rat unwahrscheinlich waren. Für die zu
vergebenden 120 Sitze bewarben sich denn auch nur 166 Kandidierende, was – im
interkantonalen Vergleich äusserst überschaubaren – 1,38 Anwärtern pro Sitz
entsprach. Entsprechend standen in 15 von 39 Wahlkreisen faktisch stille Wahlen an.
Trotzdem waren auch aufgrund der insgesamt 34 Rücktritte gewisse Verschiebungen zu
erwarten. 
Ziemlich prekär schien die Situation für die drittgrösste Partei, die BDP. Sie musste
verkraften, dass sich die Hälfte ihrer Amtsinhaber (13 von 26) nicht mehr zur Wahl
stellte. Einer ihrer ursprünglich 27 Sitze war ausserdem bereits durch Duri Campells
Wahl in den Nationalrat an die FDP übergegangen. Letztere stellte mit 35 Sitzen die
grösste Fraktion im Grossen Rat. Die Freisinnigen hatten ihrerseits 8 Abgänge zu
verkraften. Bei der CVP hingegen traten lediglich 5 der bisher 31 Ratsmitglieder nicht
mehr an. Ebenfalls 5 Abgänge kompensieren mussten die Sozialdemokraten, welche im
Gegensatz zur CVP aber nur 15 Grossrätinnen und Grossräte stellten. Die SVP hielt 9
Mandate, wobei 3 Ratsmitglieder ihren Rücktritt bekannt gegeben hatten. Für die GLP
schliesslich, kandidierten die beiden Bisherigen Walter von Ballmoos und Jürg Kappeler
ein weiteres Mal.
Der Wahlkampf um den Grossen Rat wurde grösstenteils durch die
Regierungsratswahlen und den Baukartellskandal überschattet. Die
Wettbewerbskommission hatte aufgedeckt, dass Baufirmen im Engadin über Jahre
hinweg Preise abgesprochen hatten, wobei der Bündner Baumeisterverband eine
wichtige Rolle gespielt haben soll. Da mehrere BDP-Vertreter wie der ursprüngliche
Regierungsratskandidat und Geschäftsführer des Baumeisterverbands, Andreas Felix, in
den Skandal verwickelt waren, drohte der Partei auch für die Grossratswahlen ein
verhängnisvoller Imageschaden. In Kombination mit den bereits erwähnten Rücktritten
sorgte die Affäre dafür, dass man für die BDP bei den Grossratswahlen Verluste
erwartete. Den Davoser Sitz der zurücktretenden Elisabeth Mani-Helstab,
beispielsweise, überliess die Partei kampflos, da man keine Kandidatinnen oder
Kandidaten gefunden hatte. Einen längeren Negativtrend zu stoppen, versuchte die
CVP. Von ursprünglich 40 Sitzen im Jahr 2002 war die christlich demokratische
Fraktion über die Jahre kontinuierlich auf 31 geschrumpft. Die SVP hatte dagegen nach
der Zäsur durch die BDP-Gründung quasi einen Neuaufbau vornehmen müssen. 2014
war es der Partei die Sitzzahl immerhin gelungen, ihre Mandate von 4 auf 9 mehr als zu
verdoppeln. Und auch 2018 wollte die Partei ihr Wählerpotenzial in weitere Sitzgewinne
ummünzen. Gesteigert hatte sich bei den letzten Wahlen 2014 auch die SP, und zwar
um 3 Sitze auf 15 Mandate. Sie hatte damit das beste Ergebnis der kantonalen
Parteigeschichte erzielt. In Anbetracht der zahlreichen Abgänge hätte deshalb schon
die Bestätigung dieses Ergebnisses als Erfolg verbucht werden können. Bei den
liberalen Parteien wollte sich die FDP als stärkste Fraktion im Kanton behaupten,
während die GLP Fraktionsstärke anpeilte. Die Grünliberalen hatte gute Chancen
zumindest einen Sitz hinzu zu gewinnen, da in Chur mit alt-Nationalrat Josias Gasser
eine profilierte Persönlichkeit antrat. 
Ein Thema war der notorisch tiefe Frauenanteil im kantonalen Parlament. Mit 23
Grossrätinnen lag dieser nämlich nur bei 19.2%. Für die diesjährigen Wahlen stellten
sich 33 Kandidatinnen zur Wahl, jedoch nicht gleichmässig über den Kanton verteilt. In
22 der 39 Kreise – und damit in mehr als der Hälfte – stand den Wählenden keine
einzige Frau zur Auswahl. Dieser Umstand wurde in den Bündner Medien teilweise
beanstandet.

Bei den Grossratswahlen Mitte Juni kam die BDP mit einem blauen Auge davon. Zwar
sah es für die Mittepartei unmittelbar am Wahltag mit 6 Sitzverlusten noch relativ
düster aus; aber die zweiten Wahlgänge im Juli bescherten ihr noch zwei zusätzliche
Mandate. Damit schloss die BDP im Endresultat mit 23 Sitzen ab (2014: 27). Grosse
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Gewinnerin war – eher überraschend – erneut die SP. Sie gewann nochmals drei Sitze
hinzu und verbesserte damit ihr historisches Ergebnis von vor vier Jahren auf neu 18
Sitze. Die SVP musste neben dem verpassten Einzug in den Regierungsrat auch in den
Grossratswahlen eine Enttäuschung verarbeiten. Zwar konnte sie ihre 9 Sitze halten,
aber den Ansprüchen der Volkspartei genügte dies offensichtlich nicht. Ihre
Spitzenposition ausbauen konnte hingegen die FDP. Die weiterhin stärkste Partei hält
fortan 36 Mandate (2014: 34). Die CVP musste einen Sitzverlust hinnehmen und kommt
neu auf 30 Sitze (2014: 31). Die Grünliberalen, schliesslich, konnten in der Tat mit Josias
Gasser einen Churer Sitz erobern, jedoch blieb es bei diesem einen zusätzlichen
Mandat. Somit kann die GLP weiterhin keine eigene Fraktion bilden, kommt aber neu
immerhin auf 3 Sitze (2014: 2). Als einzige Parteilose schaffte die italienischsprachige
Grossrätin Nicoletta Noi-Togni aus San Vittore die Wahl. Die Frauenvertretung im
Grossen Rat vergrösserte sich von 23 auf 26 Grossrätinnen, was anteilsmässig 21.7%
entsprach (2014: 19.2%). In Trins verteidigte gar die erst 21-jährige Sozialdemokratin
Julia Müller den freiwerdenden Sitz von Neo-Regierungsrat Peter Peyer. Die
Wahlbeteiligung im Kanton Graubünden sank allerdings auf nur noch 35.8% (2014:
43.1%). 1

Wahlen in kantonale Regierungen

Bei den Erneuerungswahlen für den fünfköpfigen Regierungsrat im Kanton
Graubünden, mussten zwei abtretende Exekutivmitglieder ersetzt werden. Barbara
Janom Steiner von der BDP blieb aufgrund der Amtszeitbeschränkung nichts anderes
übrig, als auf eine erneute Kandidatur zu verzichten. SP-Regierungsrat Martin Jäger
hingegen entschied sich freiwillig zum altersbedingten Gang in den Ruhestand. Die
Amtsinhaber Christian Rathgeb (FDP), Mario Cavigelli (CVP) und Jon Domenic Parolini
(BDP) hatten sich hingegen die Verteidigung ihrer Mandate zum Ziel gesetzt. Die CVP
ergänzte ihren Wahlvorschlag mit einem Herausforderer: sie beabsichtigte mit ihrem
Fraktionspräsidenten Marcus Caduff einen zweiten Sitz zu erobern. Die Bürgerlich-
Demokraten wollten lediglich den Sitz der abtretenden Regierungsrätin Janom Steiner
bewahren. Sie schickten dafür ihren Präsidenten Andreas Felix ins Rennen. Für die SP
sollte Gewerkschafter Peter Peyer das Mandat Jägers in den eigenen Reihen behalten.
Schliesslich peilte auch die SVP die ersehnte Rückkehr in die Exekutive an. Diese sollte
der Polizeikommandant des Kantons Graubünden, Walter Schlegel, bewerkstelligen.
Ursprünglich hatte man bei der SVP und auch bei der FDP mit einem Zweierticket
geliebäugelt. Schlussendlich verwarfen aber beide Parteien dieses Vorhaben. Die
Grünliberalen verzichteten ebenfalls auf eine im Vorjahr noch in Betracht gezogene
Kandidatur. 
In diesem rein männlichen Kandidatenreigen schienen die drei Bisherigen zunächst die
besten Chancen auf eine Wiederwahl zu besitzen. Das Rennen um die zwei
freiwerdenden Sitze präsentierte sich hingegen äusserst offen, obschon SP-Mann Peyer
und SVP-Kandidat Schlegel in den Prognosen leicht favorisiert wurden. Deren Wahl
hätte einer «fünf mal Eins»-Konstellation mit je einem Sitz für die grossen Parteien
entsprochen. 
Bevor der Wahlkampf aber überhaupt so richtig in die Gänge kam, erschütterte Ende
April der Baukartellskandal die Bündner Politlandschaft. Die Wettbewerbskommission
des Bundes machte publik, dass im Unterengadin hohe Bussen gegen mehrere
Baufirmen verhängt worden seien, welche zwischen 1997 und 2012 untereinander
Preisabsprachen durchgeführt hatten. Dabei ging es um insgesamt 350 bis 400 Aufträge
und ein Bauvolumen von mindestens 100 Millionen Schweizer Franken. Die Aufdeckung
des schweizweit grössten Falles von Bauabsprachen hatte insbesondere für BDP-
Kandidat Andreas Felix schwerwiegende Konsequenzen. Dieser stand nämlich als
Präsident dem Bündner Baumeisterverband vor. Zwar betonte er, nichts von den
Absprachen gewusst zu haben, musste aber letztlich aus Glaubwürdigkeitsgründen auf
seine Regierungsratskandidatur – und auch auf seine BDP-Präsidentschaft – verzichten.
Der Skandal stellte den bis anhin recht unspektakulären Bündner Wahlkampf ziemlich
auf den Kopf. Neben Felix stand auch sein BDP-Parteikollege Parolini in der Kritik.
Dieser amtete zur besagten Zeit als Gemeindepräsident von Scuol und wurde offenbar
auf mutmassliche Absprachen hingewiesen. Weil Parolini es aber unterlassen hatte, den
Vorwürfen eine Untersuchung folgen zu lassen, musste er sich nun als tatenloser
Mitwisser in der Affäre verantworten. Nach dem Rücktritt von Felix plante man bei der
BDP, es zunächst bei einer Einer-Kandidatur mit Parolini zu belassen. Kurz darauf
kündigte die Partei aber an, doch nach einem zweiten Bewerber zu suchen – nur um
einige Tagen später das Vorhaben erneut zu begraben, weil man in der kurzen Zeit keine
Ersatzkandidatur aufbauen könne. 
Dem Durcheinander bei der BDP zum Trotz, wurden wenig später aus den sechs
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verbliebenen Kandidierenden doch wieder deren sieben, da sich der Bündner Autor
und Liedermacher Linard Bardill zu einem Antreten entschied. Bardill betrachtete es
nach eigenen Aussagen als notwendig, dass nach dem Kartellskandal Menschen in die
Regierung kämen, welche «nicht diesem Gemauschel angehören». Über politische
Erfahrung verfügte der Sprengkandidat kaum. Er hatte sich vier Jahre zuvor lediglich für
das Präsidium seiner Wohngemeinde Scharans beworben – jedoch ohne Erfolg. Die
Kandidatur des kontroversen Künstlers weckte in der Bündner Öffentlichkeit zwar
gewisse Sympathien, reelle Chancen wurden ihm aber nicht zugesprochen. Trotzdem
war im Wahlkampf nun zu spüren, dass die anfängliche Unantastbarkeit der
Amtsinhaber zu bröckeln schien – insbesondere was BDP-Regierungsrat Parolini betraf.
Neben den Zweifeln an Parolinis Kandidatur war nach dem Verzicht von Andreas Felix
auch klar, dass der zweite BDP-Sitz mit Sicherheit verloren gehen würde. Somit bekam
das Szenario eines zusätzlichen CVP-Sitzes doch noch einigen Aufwind. 
Eine repräsentative Umfrage der Forschungsstelle sotomo sah denn in der Tat CVP-
Kandidat Caduff hinter SP-Mann Peyer auf dem fünften Rang. Überraschend landete gar
Liedermacher Bardill mit wenig Abstand auf Caduff – und noch vor SVP-Kandidat
Schlegel – auf dem sechsten Platz. Dass sich die Amtsinhaber in der Umfrage allesamt
behaupteten, dürfte bei der angeschlagenen BDP – trotz unklarer Aussagekraft der
Analyse – für etwas Beruhigung gesorgt haben. SVP-Kandidat Schlegel war als
Kommandant der Kantonspolizei aufgrund eines bekannt gewordenen Polizeieinsatzes
gegen den Whistleblower der Kartell-Affäre, Adam Quadroni ebenfalls ins Rampenlicht
geraten. Jedoch blieb stets unklar, ob der besagte Einsatz überhaupt mit der Affäre im
Zusammenhang gestanden hatte. Die zahlreichen Enthüllungen und Mutmassungen zum
Kartellskandal veranlassten GLP-Präsident Gaudenz Bavier gar dazu, eine Verschiebung
der Wahlen zu fordern. Der Vorschlag einer Übergangsregierung war aber nicht nur
schwer mit der Bündner Verfassung vereinbar, sondern stiess auch bei den meisten
politischen Akteuren auf wenig Gehör.

Die Wahlen vom 10. Juni bescherten dann tatsächlich – der Umfrage im Vorfeld
entsprechend – SP-Kandidat Peter Peyer und CVP-Mann Marcus Caduff den Einzug in
den Regierungsrat. Caduff erzielte mit 18'960 Stimmen gar das drittbeste Resultat,
gefolgt von seinem Grossratskollegen Peyer, welcher 18'466 Stimmen erhielt.
Spitzenreiter waren zwei Amtsinhaber, nämlich FDP-Regierungsrat Christian Rathgeb
(24'434 Stimmen) und CVP-Magistrat Mario Cavigelli (23'804 Stimmen). Ein regelrechtes
Kopf-an-Kopf Rennen zeichnete sich um den fünften Sitz ab. Das bessere Ende für sich,
behielt schliesslich doch noch der amtierende BDP-Regierungsrat Jon Domenic
Parolini. Hatte dieser am Wahltag noch 68 Stimmen auf SVP-Herausforderer Walter
Schlegel gehabt, schrumpfte der dünne Vorsprung mit der Nachzählung auf noch
mickrigere 31 Stimmen. Laut Endresultat am darauf folgenden Freitag erhielt Parolini
15'867 und Schlegel 15'836 Stimmen. Auf dem siebten Rang folgte mit 12'206 Stimmen
und einem ansehnlichen Resultat Linard Barill. In den Medien war nach dem
Wahlsonntag von einem «Denkzettel» und einer «Quittung» für Parolini und dessen
Partei, die BDP, zu lesen. 
Mit dem Wahlkampfthema Nummer eins im Kanton, dem Baukartellskandal, musste
nicht lange nach Erklärungen für das Beinahe-Ausscheiden der BDP aus der Bündner
Regierung gesucht werden. Es zeigte sich zudem, dass Parolini die Wahl nur schaffte,
weil er in seiner Heimatregion, dem Unterengadin, auf überdurchschnittlichen Rückhalt
zählen konnte. Die SVP hingegen scheiterte einmal mehr am Versuch, wieder in den
Regierungsrat einzuziehen. Einen Achtungserfolg erzielen konnte dagegen Linard Barill,
der zwar chancenlos blieb, aber ein deutlich besseres Resultat als frühere
«Protestkandidaturen» erzielte. Schliesslich konnte sich die CVP als Wahlsiegerin feiern
lassen, welcher nach vielen schwierigen Jahren im Bündnerland eine Doppelbesetzung
gelang. Dementsprechend setzt sich die Exekutive im Südostschweizer Kanton nun wie
folgt zusammen: 2 CVP, 1 BDP, 1 SP und 1 FDP. Als früh absehbarer Wermutstropfen
verblieb die fehlenden Frauenbeteiligung im Regierungsrat, welche in den Medien
bereits im Vorfeld beanstandet wurde. 2

1) SGR, 14.2., 21.2., 19.3.18; SGR, 7.4.18; SGR, 10.4., 22.5.18; NZZ, 1.6.18; SGR, 2.6.18; SGR, SGT, 11.6.18; SGR, 19.6.18; AVF, 4.7.18
2) SGR, 6.12.17, 27.4.18; NZZ, SGR, 28.4.18; SGR, 30.4., 1.5.18; SGR, 8.5.18; AZ, NZZ, SGR, 9.5.18; SGR, 15.5., 18.5.18; AVF,
23.5.18; SGR, 6.6.18; NZZ, SGR, TA, 11.6.18; NZZ, 16.6.18
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